2.1.3 Bundesrat

Der Bundesrat ist allgemeiner Vertretungskörper, der als zweite Kammer (Länderkammer) zusammen mit dem Nationalrat die Gesetzgebung des Bundes ausübt. Seine Mitglieder werden durch Wahl der Landtage bestellt. Die Zahl der Bundesräte ist veränderbar, das Land mit der größten Einwohnerzahl entsendet zwölf Mitglieder, jedes andere Land dem Verhältnis entsprechend, mindestens aber drei. Derzeit hat der Bundesrat 62 Mitglieder (aus OÖ 11 Mitglieder). Der Bundesrat wird laufend erneuert, je nach den Terminen der Landtagswahlen. Die Mitglieder des Bundesrates müssen nicht den Landtagen angehören, die sie entsenden, aber zu diesen wählbar sein. Die Sitzungen sind öffentlich.

Die gewählten Bundesräte haben die gleiche Rechtsstellung wie Abgeordnete zum Nationalrat, sie sind zB an keine Weisungen des Landtages gebunden.

Aufgaben:

Mitwirkung an der Gesetzgebung des Bundes durch

· Antragsrecht

· Vetorecht

· Genehmigung von Staatsverträgen ua.

Bedeutung und Stellenwert:

Das politische Gewicht des Bundesrates ist nicht sehr groß. Als Länderkammer hat er die Interessen der Bundesländer wahrzunehmen, durch das suspensive Veto hat sein Einspruch gegen einen Gesetzesbeschluss des Nationalrates meist nur aufschiebende Wirkung. Der Nationalrat kann durch Beharrungsbeschluss mit einfacher Mehrheit den Einspruch leicht überwinden.

Ausnahme: Bei Bundesverfassungsgesetzten, mit denen die Kompetentenverteilung zwischen zu ungunsten der Länder geändert wird, muß der Bundesrat mit 2/3 Zustimmen

2.1.4 Bundesversammlung

Die gemeinsame Sitzung des Nationalrates und des Bundesrates bildet die Bundesversammlung.

Aufgaben:

· Angelobung des Bundespräsidenten

· Beschlussfassung über eine Kriegserklärung (beschränkt auf den Fall völkerrechtlicher Notwehr)

· Anordnung einer Volksabstimmung über die Absetzung des Bundespräsidenten 

· Zustimmung zur behördlichen Verfolgung des Bundespräsidenten

· Entscheidung über eine Anklage des Bundespräsidenten beim Verfassungsgerichtshof wegen Verfassungsverletzung

2.2 Gesetzgebung der Länder

Zur Gesetzgebung auf Landesebene sind die Landtage berufen. Sie sind allgemeine Vertretungskörper, deren Mitglieder von den Wahlberechtigten der Länder gewählt werden. Die Wahl erfolgt analog zu Nationalratswahl

Das Bundesverfassungsrecht beschränkt in gewisser Weise die Autonomie der Länder.

Gemeint ist damit das die Länder ihre Gesetzgebung also nicht völlig frei in ihrer Landesverfassung Regeln können sondern die nachstehenden Vorgaben dabei berücksichtigen müssen!
· das Einkammersystem für die Landesgesetzgebung

· die Festlegung erhöhter Abstimmungserfordernisse für Landesverfassungsgesetze

· die Festlegung einheitlicher Wahlrechtsgrundsätze (es gelten die gleichen wie bei der  Nationalratswahl)

Die Zahl der Landtagsmitglieder ist je nach Landesverfassung verschieden, sie hängt von der Bevölkerungszahl des Bundeslandes ab:

· 100 für Wien

· 56 für Oberösterreich, Niederösterreich, die Steiermark

· 36 für das Burgenland, Kärnten, Salzburg, Tirol und Vorarlberg

Die Funktionsperiode der Landtage ist verschieden:

· sechs Jahre in Oberösterreich

· fünf Jahre in allen anderen Bundesländern 

Das Gesetzgebungsverfahren:

	Die Landesregierung erstellt und beschließt die Gesetzesvorlage. Begutachtung durch Landesdienststellen, Gemeindeverband, Städtebund, Interessenvertretungen, Bürgerbegutachtung ua.
	◄
	Gesetzesantrag durch Abgeordnete, mindestens vier Mitglieder des Landtages

Landesregierung

Volksbegehren

	
	
	▼

	Zuweisung des Antrages im Plenum an den zuständigen Landtagsausschuss

Beratung im Ausschuss und Bericht an das Plenum
	►
	Landtagsausschuss

	
	
	▼


	Die Bundesregierung kann

· binnen acht Wochen Einspruch wegen Verletzung von Bundesinteressen erheben

· zustimmen oder

· die Frist ohne Stellungnahme verstreichen lassen.

Ein Beharrungsbeschluss des Landtages ist möglich. Dazu ist die Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder der Landtage erforderlich.
	►
	Bundeskanzler / Bundesregierung hat ein suspensives Veto

	
	
	▼

	Der Landtagspräsident beurkundet das verfassungsgemäße Zustandekommen des Gesetzesbeschlusses.
	►
	Landtagspräsident beurkundet den Gesetzesbeschluss

	
	
	▼

	
	
	Gegenzeichnung durch den Landeshauptmann und die zuständigen

Landesräte

	
	
	▼

	
	
	Kundmachung im Landesgesetzblatt


Wichtige Gesetzgebungsbereiche der Länder sind:

· Landesverfassung (mit den obigen Einschränkungen durch die Bundesverfassung)

· Gemeinderecht (Vorschriften über das organisatorische Funktionieren von Gemeinden)

· Baurecht

· Raumordnung

